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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V/50/VOA Herr Otto Vierheilig 50/154/2014 
 

Inklusion - Umsetzung der UN Behindertenrechtskonvention in der Stadt Erlangen 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Sozialbeirat 26.03.2014 Ö Gutachten einstimmig angenommen 

Sozial- und Gesundheitsausschuss 26.03.2014 Ö Beschluss einstimmig angenommen 

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Antrag 
Alle Dienststellen der Stadt Erlangen werden aufgefordert, künftig die Einladungen zu öffentlichen 
Veranstaltungen der Stadt mit einem Zusatz zu versehen, wie im Sachbericht beschrieben sowie 
die daraufhin angeforderten Unterstützungen für eine Teilhabe behinderter Menschen zu realisie-
ren.  
 
 

II. Begründung 
Im Dezember 2006 verabschiedete die Generalversammlung der Vereinten Nationen in New York 
das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN Behindertenrechts-
konvention – BRK). Die allgemeinen Menschenrechte sind demnach so anzuwenden und auszule-
gen, dass auch für Menschen mit Behinderungen eine gleichberechtigte Teilhabe in allen Lebens-
bereichen möglich ist. 

 

Durch Transformationsgesetz vom 26.03.2009 ist die BRK auch für Deutschland in Kraft getreten. 
Damit ist die BRK geltendes Recht – Bund, Länder und Kommunen sind verpflichtet an der Umset-
zung der BRK mitzuarbeiten. 

 

Diese Aufgabenstellung gilt selbstverständlich für alle Bereiche der Stadtverwaltung. Die Aufga-
benstellung ist deshalb als fachbereichsübergreifende Anforderung zu verstehen. Sie ist aber auch 
als Daueraufgabe anzusehen, da eine vollständige und optimale Erfüllung der Inklusion derzeit 
nicht absehbar ist. 

 

Um dabei einen weiteren Schritt voranzukommen sollte auch bei öffentlichen Veranstaltungen der 
Stadt (z.B. Bürgerversammlungen, öffentliche Anhörungen usw.) die Anforderungen der Inklusion 
stärker beachtet und die Teilnahme behinderter Menschen erleichtert werden. Zu diesem Zweck 
sollen alle Dienststellen der Stadtverwaltung aufgefordert werden, öffentliche Veranstaltungseinla-
dungen mit einem Zusatz zu versehen, wie er in der Einladung zur Inklusionskonferenz am 
28.02.2014 (siehe Anlage) erfolgt ist. Selbstverständlich sind dann auch alle Vorkehrungen vom 
veranstaltenden Amt zu treffen, um die angeforderten Unterstützungen realisieren zu können. 

 

 
 
 
Anlagen: 1. Einladung zur Inklusionskonferenz am 28.02.2014 
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III. Abstimmung 
 
Beratung im Gremium:  Sozial- und Gesundheitsausschuss am 26.03.2014 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Alle Dienststellen der Stadt Erlangen werden aufgefordert, künftig die Einladungen zu öffentlichen 
Veranstaltungen der Stadt mit einem Zusatz zu versehen, wie im Sachbericht beschrieben sowie 
die daraufhin angeforderten Unterstützungen für eine Teilhabe behinderter Menschen zu realisie-
ren.   
 
mit 10  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Dr. Preuß gez. Vierheilig 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
Beratung im Gremium:  Sozialbeirat am 26.03.2014 
 
Ergebnis/Beschluss: 
Alle Dienststellen der Stadt Erlangen werden aufgefordert, künftig die Einladungen zu öffentlichen 
Veranstaltungen der Stadt mit einem Zusatz zu versehen, wie im Sachbericht beschrieben sowie 
die daraufhin angeforderten Unterstützungen für eine Teilhabe behinderter Menschen zu realisie-
ren.   
 
mit 2  gegen 0   Stimmen 
 
gez. Dr. Preuß gez. Vierheilig 
Vorsitzende/r Berichterstatter/in 
 
 
 
 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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